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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Public-Value-System stoppen – keine staatliche Reichweitensteuerung in sozialen 
Medien 

Der Landtag stellt fest: 
 
1. Die Meinungsäußerungsfreiheit, die Informationsfreiheit und die Pressefreiheit sind 

wesentliche Grundlagen einer freiheitlichen demokratischen Ordnung. 
 

2. Eine staatlich veranlasste oder durch öffentlich-rechtlich organisierte Aufsichtsstruktu-
ren vermittelte Lenkung von Reichweite, Sichtbarkeit und Auffindbarkeit journalisti-
scher und politischer Inhalte in sozialen Netzwerken ist mit diesen Freiheitsrechten 
unvereinbar. 

 
3. Jede Einteilung von Medienangeboten in angeblich „verlässliche“ und weniger „ver-

lässliche“ Angebote durch Landesmedienanstalten oder andere öffentliche Stellen wird 
entschieden abgelehnt. 

 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert,  
 
1. in den Verhandlungen über einen Digitale-Medien-Staatsvertrag keine Regelung zu 

unterstützen, die Landesmedienanstalten ermächtigt, digitale Medienangebote inhalt-
lich als „Public Value“, „verlässlich“ oder vergleichbar zu klassifizieren und daraus eine 
bevorzugte Auffindbarkeit abzuleiten; 

 
2. keinem Staatsvertrag zuzustimmen und dem Landtag keinen Zustimmungsgesetzent-

wurf vorzulegen, der soziale Netzwerke, Medienintermediäre, Suchmaschinen, Video-
portale oder KI-Angebote verpflichtet, Empfehlungs-, Ranking- oder Suchsysteme zu-
gunsten staatlich oder medienanstaltlich ausgewählter Medienangebote anzupassen; 

 
3. sich dafür einzusetzen, dass die Sichtbarkeit journalistischer und politischer Inhalte in 

sozialen Netzwerken nicht durch sogenannte staatliche Gütesiegel, Quoten, Labels 
oder sonstige Public-Value-Privilegien gelenkt wird. 
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Begründung: 

Medienberichten zufolge beabsichtigen die für Medien zuständigen Vertreter der Landesre-
gierungen, in den geplanten Digitale-Medien-Staatsvertrag eine Regelung aufzunehmen, 
nach der zukünftig die Landesmedienanstalten bestimmten von ihnen ausgewählten Medien 
das Prädikat „Public Value“ zuerkennen sollen. Diese Angebote sollen als besonders „ver-
lässlich“ gekennzeichnet und damit von anderen Medienangeboten unterschieden werden. 

Nach den bekannt gewordenen Überlegungen sollen Betreiber von sozialen Netzwerken, 
Suchmaschinen, Videoportalen und anderen Medienintermediären verpflichtet werden kön-
nen, ihre Empfehlungs-, Ranking- oder Suchsysteme so anzupassen, dass solche „Public-
Value“-Angebote bevorzugt auffindbar sind. Zur Durchsetzung einer solchen bevorzugten 
Sichtbarkeit wird Medienberichten zufolge auch über Quoten oder vergleichbare Vorgaben 
nachgedacht. 

Ein solches Public-Value-System wäre ein schwerwiegender Eingriff in die freie digitale Mei-
nungsbildung. Denn es würde nicht mehr allein den Bürgern überlassen bleiben, welche 
Medienangebote sie für glaubwürdig, relevant oder überzeugend halten. Stattdessen wür-
den öffentlich-rechtlich organisierte Aufsichtsstrukturen darüber mitentscheiden, welche An-
bieter als besonders „verlässlich“ gelten und welche nicht. 

Damit würde aus einem vermeintlichen Instrument zur besseren Auffindbarkeit bestimmter 
Inhalte ein System staatlich beeinflusster Reichweitensteuerung. Wer das Prädikat „Public 
Value“ erhält, würde sichtbarer. Wer es nicht erhält, geriete faktisch ins Hintertreffen. Eine 
solche Privilegierung bestimmter Medienangebote ist kein neutraler Beitrag zur Vielfalt, son-
dern eine medienpolitische Auswahlentscheidung mit unmittelbaren Auswirkungen auf 
Reichweite, Meinungsmacht und öffentliche Debatten. 

Gerade in politisch umstrittenen Fragen darf der Staat nicht mittelbar bestimmen, welche 
journalistischen Inhalte in sozialen Netzwerken bevorzugt ausgespielt werden. Die freiheit-
liche Ordnung lebt davon, dass Bürger Informationen selbst bewerten und dass Medienan-
gebote miteinander konkurrieren. Sie verträgt keine staatlichen Gütesiegel, die im digitalen 
Raum Reichweite verschieben. 

Die Einführung eines derartigen Bewertungssystems für digitale Medien wäre daher mit der 
Meinungsäußerungsfreiheit, der Informationsfreiheit und der Pressefreiheit aus Artikel 5 des 
Grundgesetzes nicht vereinbar. Sie wäre ein Schritt hin zu einer staatlich gelenkten Infor-
mationsordnung. Einer solchen Entwicklung ist frühzeitig und entschieden entgegenzutre-
ten. 

 

 


